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(Nr. 1776.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
deutſchen Schutzgebiete, vom 17. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 75). Vom 
15. März 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel J. 


Der $. 3 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutz 
gebiete, vom 17. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 75) mit dem in dem Geſetze 
vom 7. Juli 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 307) enthaltenen Zuſatz wird durch 
folgende Beſtimmung erſetzt: 

§. 3. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann: 


1. beſtimmt werden, daß in den Schutzgebieten auch andere als die im 
§. 1 Abſatz 2 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Perſonen der Gerichtsbarkeit unterliegen; 

2. eine von den nach F. 2 dieſes Geſetzes maßgebenden Vorſchriften ab— 
weichende Regelung der Rechtsverhältniſſe an unbeweglichen Sachen 
einſchließlich des Bergwerkseigenthums erfolgen; 

3. in Vorſchriften über Materien, welche nicht Gegenſtand des Straf⸗ 
geſetzbuchs für das Deutſche Reich find, Gefängniß bis zu einem 
Jahre, Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände an⸗ 
gedroht werden; 
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10. 


11. 


12. 
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. borgejchrieben werden, daß in Strafſachen 


a) die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft eintritt, 

b) eine Vorunterſuchung ſtattfindet, deren Regelung der Verordnung 
vorbehalten bleibt, 

e) der §. 9 Abſatz 1 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit 
keine Anwendung findet; 


die Beſtimmung des F. 232 der Strafprozeßordnung mit der Maß⸗ 


gabe erweitert werden, daß dem Gericht die Ermächtigung, den An⸗ 
geklagten von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhand⸗ 
lung zu entbinden, nur für ſolche Fälle ertheilt werden darf, in welchen 
nach dem Ermeſſen des Gerichts vorausſichtlich keine andere Strafe als 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten oder Geldſtrafe oder Einziehung, 
allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten fteht; 


angeordnet werden, daß in Strafſachen, wenn der Beſchluß über die 


Eröffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Gegenſtande hat, 
welche zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte oder zu den in den 
$$. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Vergehen gehört, 
in der Hauptverhandlung eine Zuziehung von Beiſitzern nicht er⸗ 
forderlich ift; 


die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte ge⸗ 


hörenden Sachen den Gerichten der Schutzgebiete in der Weiſe über⸗ 
tragen werden, daß für dieſe Sachen, ſoweit nicht auf Grund der 
Nr. 3 etwas Anderes beſtimmt wird, die Vorſchriften Anwendung 
finden, welche für die im F. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichts⸗ 
barkeit bezeichneten Strafſachen gelten; 


an Stelle der Enthauptung eine andere, eine Schärfung nicht enthaltende 


Art der Vollſtreckung der Todesſtrafe angeordnet werden; 


als Berufung8- und Beſchwerdegericht ein Konſulargericht oder cin 


Gerichtshof im Schutzgebiet beſtimmt und über die Zuſammenſetzung 
des letzteren Gerichtshofes, ſowie über das Verfahren in Berufungs⸗ 
und Beſchwerdeſachen, welche vor einem dieſer Gerichte zu verhandeln 
ſind, mit der Maßgabe Anordnung getroffen werden, daß das Gericht 
mindeſtens aus einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſtehen muß; 
für die Zuſtellungen, die Zwangsvollſtreckung und das Koſtenweſen die 
Anwendung einfacherer Beſtimmungen vorgeſchrieben werden; 

inſoweit die Koſten der Rechtspflege von einer mit einem Kaiſerlichen 
Schutzbriefe verſehenen Kolonialgeſellſchaft zu beſtreiten ſind, beſtimmt 
werden, daß die Vorſchrift im $. 46 des Geſetzes über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit außer Anwendung bleibt ; 

die Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Er⸗ 
füllung von Pflichten geſetzlich feſtgeſtellten Friſten angeordnet werden. 
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Artikel II. 


Hinter §. 4 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete, vom 17. April 1886 treten die folgenden Beſtimmungen: 


F. 5. 

Die Befugniſſe, welche den deutſchen Konſuln im Auslande nach anderen 

als den beiden im F. 2 und H. 4 bezeichneten Geſetzen zuſtehen, können durch den 
Reichskanzler Beamten in den Schutzgebieten übertragen werden. 


§. 6. 

Ausländern, welche in den Schutzgebieten ſich niederlaſſen, ſowie Einge⸗ 
borenen kann durch Naturaliſation die Reichsangehörigkeit von dem Reichskanzler 
verliehen werden. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, dieſe Befugniß einem anderen 
Kaiſerlichen Beamten zu übertragen. 

Auf die Naturaliſation und das durch dieſelbe begründete Verhältniß der 
Reichsangehörigkeit finden die Beſtimmungen des Geſetzes über die Erwerbung 
und den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 355), ſowie Artikel 3 der Reichsverfaſſung und $. 4 des 
Wahlgeſetzes für den deutſchen Reichstag, vom 31. Mai 1869 (Bundes ⸗Geſetzbl. 
S. 145) entſprechende Anwendung. 

Im Sinne des F. 21 des bezeichneten Geſetzes ſowie bei Anwendung des 
Geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 119) gelten die Schutzgebiete als Inland. 


$. 7. 

Durch Kaiſerliche Verordnung können Eingeborene der Schutzgebiete in 
Beziehung auf das Recht zur Führung der Reichsflagge (Geſetz, betreffend die 
Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundes⸗ 
flagge, vom 25. Oktober 1867, Bundes⸗Geſetzbl. S. 35) den Reichsangehörigen 
gleichgeſtellt werden. 

Die Führung der Reichsflagge in Folge der Verleihung dieſes Rechts hat 
nicht die Wirkung, daß das betreffende Schiff als deutſches Seefahrzeug im Sinne 
des §. 1 Abſatz 1 Nr. 1 und 5. 2 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Unfall. 
verſicherung der Seeleute und anderer bei der Seeſchiffahrt betheiligter Perſonen, 
vom 13. Juli 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 329) gilt. 


§. 8. 

Dieutſchen Kolonialgeſellſchaften, welche die Koloniſation der deutſchen Schutz⸗ 
gebiete, insbeſondere den Erwerb und die Verwerthung von Grundbeſitz, den 
Betrieb von Land- oder Plantagenwirthſchaft, den Betrieb von Bergbau, gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen und Handelsgeſchäften in denſelben zum ausſchließlichen 
Gegenſtand ihres Unternehmens und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in 
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den deutſchen Schutzgebieten haben, oder denen durch Kaiſerliche Schutzbriefe die 
Ausübung von Hoheitsrechten in den deutſchen Schutzgebieten übertragen iſt, kann 
auf Grund eines vom Reichskanzler genehmigten Geſellſchaftsvertrages (Statuts) 
durch Beſchluß des Bundesraths die Fähigkeit beigelegt werden, unter ihrem Namen 
Rechte, insbeſondere Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken zu 
erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu 
werden. In ſolchem Falle haftet den Gläubigern für alle Verbindlichkeiten der 
Kolonialgeſellſchaft nur das Vermögen derſelben. 

Der Beſchluß des Bundesraths und im Auszuge der Geſellſchaftsvertrag 
ſind durch den Reichsanzeiger zu veröffentlichen. 


Salon 
Der Geſellſchaftsvertrag hat insbeſondere Beſtimmungen zu enthalten: 
1. über den Erwerb und den Verluſt der Mitgliedſchaft ; 
. Über die Vertretung der Geſellſchaft Dritten gegenüber; 
. Über die Befugniſſe der die Gefellfchaft leitenden und der die Leitung 
beaufſichtigenden Organe derſelben; 
4. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder; 
5. über die Jahresrechnung und Bertheilung des Gewinns; 


6. über die Auflöſung der Geſellſchaft und die nach derſelben eintretende 
Vermögensvertheilung. 
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5. 10. 


Deutſche Kolonialgeſellſchaften, welche die im $. 8 erwähnte Fähigkeit durch 
Beſchluß des Bundesraths erhalten haben, unterſtehen der Aufficht des Reichs⸗ 
tanzlers. Die einzelnen Befugniſſe desſelben find in den Geſellſchaftsvertrag auf- 
zunehmen. 


F. 11. 


Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen An— 
ordnungen zu erlaſſen. 

Der Reichskanzler iſt befugt, für die Schutzgebiete oder für einzelne Theile 
derſelben polizeiliche und ſonſtige die Verwaltung betreffende Vorſchriften zu erlaſſen 
und gegen die Nichtbefolgung derſelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, 
Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände anzudrohen. 

Die Ausübung der Befugniß zum Erlaſſe von Ausführungsbeſtimmungen 
(Abſatz 1) und von Verordnungen der im Abſatz 2 bezeichneten Art kann vom 
Reichskanzler der mit einem Kaiſerlichen Schutzbriefe für das betreffende Schutz⸗ 
gebiet verſehenen Kolonialgeſellſchaft, ſowie den Beamten des Schutzgebietes über⸗ 
tragen werden. 
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Artikel II. 

Das gegenwärtige Gefeh tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Tert des Geſetzes vom 17. April 
1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 75), wie er ſich aus den in den Artikeln I und II 
des vorliegenden Geſetzes feſtgeſtellten Aenderungen ergiebt, durch das Reichs⸗ 
Geſetzblatt bekannt zu machen und dabei die im $. 4 enthaltenen Worte „an 
Stelle des Bundeskonſuls“ durch die Worte „an Stelle des Konſuls“ zu erſetzen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 15. März 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


Fürſt von Bismarck. 


(Nr. 1777.) Bekanntmachung wegen Redaktion des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe 
der deutſchen Schutzgebiete. Vom 19. März 1888. 


Alf Grund des Artikels III des Geſetzes vom 15. März 1888 wird der Text 
des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete, nach⸗ 
ſtehend bekannt gemacht. 

Berlin, den 19. März 1888. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt von Bismarck. 


Geſetz, 
betreffend 
die Rechtsverhaͤltniſſe der deutſchen Schutzgebiete. 


Sal, 
Die Schutzgewalt in den deutſchen Schutzgebieten übt der Kaiſer im Namen 
des Reichs aus. 
. 2. 


Dias bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren ein- 
ſchließlich der Gerichtsverfaſſung beſtimmen ſich für die Schutzgebiete nach den 
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Vorſchriften des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 
— Reichs⸗Geſetzbl. S. 197 —, welches, ſoweit nicht nachſtehend ein Anderes 
vorgeſchrieben iſt, mit der Maßgabe Anwendung findet, daß an Stelle des 
Konſuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte 
Beamte und an Stelle des Konſulargerichts das nach Maßgabe der Beſtimmungen 
über das letztere zuſammengeſetzte Gericht des Schutzgebietes tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch Kaiſerliche Verordnung 


feſtgeſetzt. 


5. 3. 


Durch Kaiſerliche Verordnung kann: 


Tr 


beftimmt werden, daß in den Schutzgebieten auch andere als die im 
L. 1 Abſatz 2 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Perſonen der Gerichtsbarkeit unterliegen; 


. eine von den nach $. 2 dieſes Geſetzes maßgebenden Vorſchriften ab⸗ 


weichende Regelung der Rechtsverhältniſſe an unbeweglichen Sachen 
einſchließlich des Bergwerkseigenthums erfolgen; 


in Vorſchriften über Materien, welche nicht Gegenſtand des Straf— 


geſetzbuchs für das Deutſche Reich ſind, Gefängniß bis zu einem 
Jahre, Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände angedroht 
werden; 


. vorgefchrieben werden, daß in Strafſachen 


a) die Mitwirkung einer Staatsanwaltſchaft eintritt, 
b) eine Vorunterſuchung ſtattfindet, deren Regelung der Verordnung 
vorbehalten bleibt, 


e) der F. 9 Abſatz 1 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit 
keine Anwendung findet; 


die Beſtimmung des $. 232 der Strafprozeßordnung mit der Maßgabe 


erweitert werden, daß dem Gericht die Ermächtigung, den Angeklagten 
von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung zu ent⸗ 
binden, nur für ſolche Fälle ertheilt werden darf, in welchen nach dem 
Ermeſſen des Gerichts vorausſichtlich keine andere Strafe als Freiheits⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten oder Geldſtrafe oder Einziehung, allein 
oder in Verbindung mit einander, zu erwarten fteht; 


angeordnet werden, daß in Strafſachen, wenn der Beſchluß über die 


Eröffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Gegenſtande hat, 
welche zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte oder zu den in den 
$$. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Vergehen gehört, 
in der Hauptverhandlung eine Zuziehung von Beiſitzern nicht er 
forderlich ift; 
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7. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte gehörenden 
Sachen den Gerichten der Schutzgebiete in der Weiſe übertragen werden, 
daß für dieſe Sachen, ſoweit nicht auf Grund der Nr. 3 etwas 
Anderes beſtimmt wird, die Vorſchriften Anwendung finden, welche für 
die im F. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Strafſachen gelten, 

8. an Stelle der Enthauptung eine andere, eine Schärfung nicht enthaltende 
Art der Vollſtreckung der Todesſtrafe angeordnet werden; 

9. als Berufungs- und Beſchwerdegericht ein Konſulargericht oder ein 
Gerichtshof im Schutzgebiet beſtimmt und über die Zuſammenſetzung 
des letzteren Gerichtshofes, ſowie über das Verfahren in Berufungs⸗ 
und Beſchwerdeſachen, welche vor einem dieſer Gerichte zu verhandeln 
find, mit der Maßgabe Anordnung getroffen werden, daß das Gericht 
mindeſtens aus einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſtehen muß; 

10. für die Zuſtellungen, die Zwangsvollſtreckung und das Koſtenweſen die 
Anwendung einfacherer Beſtimmungen vorgeſchrieben werden; 

11. inſoweit die Koſten der Rechtspflege von einer mit einem Kaiſerlichen 
Schutzbriefe verſehenen Kolonialgeſellſchaft zu beftreiten find, beſtimmt 
werden, daß die Vorſchrift im §. 46 des Geſetzes über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit außer Anwendung bleibt; 

12. die Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Er⸗ 
füllung von Pflichten geſetzlich feſtgeſtellten Friſten angeordnet werden. 


8. 4. 

Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Per⸗ 
ſonenſtandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 599) findet für die Schutzgebiete mit der Maßgabe Anwendung, daß 
dasſelbe durch Kaiſerliche Verordnung auch auf andere Perſonen als auf Reichs⸗ 
angehörige ausgedehnt werden kann und an Stelle des Konſuls der von dem 
Reichskanzler zur Eheſchließung und zur Beurkundung des Perſonenſtandes er⸗ 
mächtigte Beamte tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch Kaiſerliche Verordnung be⸗ 
ſtimmt. 

$. 5. 


Die Befugniſſe, welche den deutſchen Konſuln im Auslande nach anderen 
als den beiden im $.2 und $. 4 bezeichneten Geſetzen zuſtehen, können durch den 
Reichskanzler Beamten in den Schutzgebieten übertragen werden. 


F. 6. 
Ausländern, welche in den Schutzgebieten ſich niederlaſſen, ſowie Ein⸗ 
geborenen kann durch Naturaliſation die Reichsangehörigkeit von dem Reichs⸗ 
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kanzler verliehen werden. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, dieſe Befugniß einem 
anderen Kaiſerlichen Beamten zu übertragen. 

Auf die Naturaliſation und das durch dieſelbe begründete Verhältniß der 
Reichsangehörigkeit finden die Beſtimmungen des Geſetzes über die Erwerbung 
und den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 355), ſowie Artikel 3 der Reichsverfaſſung und F. 4 des 
Wahlgeſetzes für den deutſchen Reichstag, vom 31. Mai 1869 (Bundes ⸗Geſetzbl. 
S. 145) entſprechende Anwendung. 

Im Sinne des $. 21 des bezeichneten Geſetzes ſowie bei Anwendung des 
Geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 119) gelten die Schutzgebiete als Inland. 


§. 7. 


Durch Kaiſerliche Verordnung können Eingeborene der Schutzgebiete in Be⸗ 
ziehung auf das Recht zur Führung der Reichsflagge (Geſetz, betreffend die Na⸗ 
tionalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundes⸗ 
flagge, vom 25. Oktober 1867, Bundes-Geſetzbl. S. 35) den Reichsangehörigen 
gleichgeſtellt werden. 

Die Führung der Reichsflagge in Folge der Verleihung dieſes Rechts hat 
nicht die Wirkung, daß das betreffende Schiff als deutſches Seefahrzeug im Sinne 
des F. 1 Abſatz 1 Nr. 1 und F. 2 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Unfall- 
verſicherung der Seeleute und anderer bei der Seeſchiffahrt betheiligter Perſonen, 
vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 329) gilt. 


F. 8. 


Deutſchen Kolonialgeſellſchaften, welche die Koloniſation der deutſchen Schutz⸗ 
gebiete, insbeſondere den Erwerb und die Verwerthung von Grundbeſitz, den 
Betrieb von Land- oder Plantagenwirthſchaft, den Betrieb von Bergbau, gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen und Handelsgeſchäften in denſelben zum ausſchließlichen 
Gegenſtand ihres Unternehmens und ihren Sitz entweder im Reichsgebiet oder in 
den deutſchen Schutzgebieten haben, oder denen durch Kaiſerliche Schutzbriefe die 
Ausübung von Hoheitsrechten in den deutſchen Schutzgebieten übertragen iſt, kann 
auf Grund eines vom Reichskanzler genehmigten Geſellſchaftsvertrages (Statuts) 
durch Beſchluß des Bundesraths die Fähigkeit beigelegt werden, unter ihrem 
Namen Rechte, insbeſondere Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt 
zu werden. In ſolchem Falle haftet den Gläubigern für alle Verbindlichkeiten der 
Kolonialgeſellſchaft nur das Vermögen derſelben. 

Der Beſchluß des Bundesraths und im Auszuge der Geſellſchaftsvertrag 
ſind durch den Reichsanzeiger zu veröffentlichen. 
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. 9. 

Der Geſellſchaftsvertrag hat insbeſondere Beſtimmungen zu enthalten: 

1. über den Erwerb und den Verluſt der Mitgliedſchaft 

2. über die Vertretung der Geſellſchaft Dritten gegenüber; 

3. über die Befugniſſe der die Geſellſchaft leitenden und der die Leitung 

beaufſichtigenden Organe derſelben; 

4. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder; 

5. über die Jahresrechnung und Vertheilung des Gewinns; 

6. über die Auflöfung der Geſellſchaft und die nach derſelben eintretende 

Vermögensvertheilung. 
$. 10. 

Deutſche Kolonialgeſellſchaften, welche die im $. 8 erwähnte Fähigkeit durch 
Beſchluß des Bundesraths erhalten haben, unterſtehen der Aufſicht des Reichs⸗ 
kanzlers. Die einzelnen Befugniſſe desſelben ſind in den Geſellſchaftsvertrag auf- 
zunehmen. 
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Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. 

Der Reichskanzler iſt befugt, für die Schutzgebiete oder für einzelne Theile 
derſelben polizeiliche und ſonſtige die Verwaltung betreffende Vorſchriften zu erlaſſen 
und gegen die Nichtbefolgung derſelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, 
Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände anzudrohen. 

Die Ausübung der Befugniß zum Erlaſſe von Ausführungsbeſtimmungen 
(Abſatz 1) und von Verordnungen der im Abſatz 2 bezeichneten Art kann vom 
Reichskanzler der mit einem Kaiſerlichen Schutzbriefe für das betreffende Schutz⸗ 
gebiet verſehenen Kolonialgeſellſchaft, ſowie den Beamten des Schutzgebietes über- 
tragen werden. 
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(Nr. 1778.) Verordnung, betreffend den Erlaß der Wittwen- und Waiſengeldbeiträge der 
Reichsbankbeamten. Vom 18. März 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen x. 
verordnen auf Grund der $$. 28 und 40 des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 177) zur Ergänzung des Statuts der Reichsbank vom 
21. Mai 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 203) nach Einvernehmen mit dem Bundes- 
rath, im Namen des Reichs, was folgt: 

Die Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend den Erlaß der Wittwen- und 
Waiſengeldbeiträge von Angehörigen der Reichs-Civilverwaltung, des Reichsheeres 
und der Kaiſerlichen Marine, vom 5. März d. J. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 65) finden 
auf die Reichsbankbeamten mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

L An Stelle der Reichskaſſe tritt die Kaffe der Reichsbank. 

II. Die zufolge Artikel II $. 2 des Geſetzes nachentrichteten Beträge treten 

dem nach der Verordnung vom 8. Juni 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 117) 
unter II gebildeten Fonds hinzu, welcher weiter zu den laufenden 
Zahlungen an Wittwen- und Waiſengeld zu verwenden iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 18. März 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


von Boetticher. 
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(Nr. 1779.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Betheiligung Seiner Kaiſerlichen und 
Königlichen Hoheit des Kronprinzen an den Regierungsgeſchäften. Vom 
21. März 1888. 


&, it Mein Wunſch, daß Euere Kaiſerliche und Königliche Hoheit Sich mit 
den Staatsgeſchäften durch unmittelbare Betheiligung an denſelben vertraut machen. 
Zu dieſem Zwecke beauftrage Ich Euere Kaiſerliche und Königliche Hoheit mit 
der Bearbeitung und Erledigung derjenigen zu Meiner Entſcheidung gelangenden 
Regierungsgeſchäfte, welche Ich Euerer Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit zu— 
weiſen werde, und ſind die dazu erforderlichen Unterſchriften in Meiner Vertretung 
von Euerer Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit zu vollziehen, ohne daß es für 
die einzelnen Fälle einer jedesmaligen beſonderen Ordre zur Ermächtigung bedarf. 


Charlottenburg, den 21. März 1888. 


Friedrich. 
Fürſt von Bismarck. 


An des Kronprinzen Kaiſerliche und Königliche Hoheit. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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